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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Roland Weigert, Tobias Beck, Martin 
Behringer, Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann 
Groß, Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, 
Michael Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer 
Ludwig, Ulrike Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, 
Anton Rittel, Markus Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, 
Roswitha Toso, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas 
Zöller und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Holger Dremel, Thomas Holz, Michael Hofmann, Martin Wagle, Konrad Baur, 
Barbara Becker, Dr. Andrea Behr, Dr. Alexander Dietrich, Leo Dietz, Norbert 
Dünkel, Jürgen Eberwein, Dr. Stefan Ebner, Sebastian Friesinger, Thorsten 
Freudenberger, Alfred Grob, Petra Guttenberger, Josef Heisl, Dr. Gerhard Hopp, 
Petra Högl, Björn Jungbauer, Andreas Kaufmann, Joachim Konrad, Harald Kühn, 
Stefan Meyer, Thomas Pirner, Helmut Schnotz, Sascha Schnürer, Kerstin 
Schreyer, Werner Stieglitz, Martin Stock, Kristan Freiherr von Waldenfels, Josef 
Zellmeier und Fraktion (CSU) 

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 

A) Problem 

Gemäß Art. 7 Abs. 2 Satz 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) sind alle Personen 
beitragspflichtig, die sich in dem nach Art. 7 Abs. 1 KAG anerkannten Gebiet zu Kur- 
oder Erholungszwecken aufhalten, ohne dort ihre Hauptwohnung im Sinne des Melde-
rechts zu haben, und denen die Möglichkeit zur Benutzung der Einrichtungen und zur 
Teilnahme an den Veranstaltungen geboten ist (Kurgäste). 

Nach der Rechtsprechung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs (BayVGH) wird 
der Kurbeitrag als Gegenleistung dafür erhoben, dass ortsfremden Besuchern eines 
Kurortes die Möglichkeit geboten wird, die in erster Linie für sie vorgehaltenen gemeind-
lichen Kur- oder Erholungseinrichtungen zu benutzen und an den angebotenen Veran-
staltungen teilzunehmen (BayVGH, Urteil vom 22.06.2007 – 4 B 05.3239). Hat ein Ein-
wohner nur eine Wohnung im Inland, so ist dies nach dem Melderecht seine alleinige 
Wohnung. Im bisherigen behördlichen Vollzug steht die alleinige Wohnung unter dem 
Gesichtspunkt der „Ortsfremdheit“ der Hauptwohnung gleich, mit der Folge des Weg-
falls der Kurbeitragspflicht auch in diesem Fall. 

Da im Melderecht nur Wohnungen im Inland Berücksichtigung finden, sind wegen der 
Anknüpfung des Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KAG an das Melderecht Personen nicht beitrags-
pflichtig, die zwar eine Wohnung im Kurgebiet haben, deren vorwiegend benutzte Woh-
nung aber im Ausland liegt, wenn die Wohnung im Kurgebiet nach dem Melderecht die 
alleinige oder Hauptwohnung im Inland ist. 

 

B) Lösung 

Um auch diese Personengruppe in die Kurbeitragspflicht mithineinzunehmen, soll Art. 7 
Abs. 2 KAG geändert werden. Zudem soll klargestellt werden, dass Personen, die ihre 
alleinige Wohnung nach dem Melderecht im Kurgebiet haben, ohne eine vorwiegend 
benutzte Wohnung im Ausland zu haben, nicht kurbeitragspflichtig sind. 
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C) Alternativen 

Statt im Rahmen der Voraussetzungen für die Kurbeitragspflicht an das Melderecht an-
zuknüpfen, könnte die Anknüpfung auch aufgegeben werden und neue Voraussetzun-
gen für die Kurbeitragspflicht könnten definiert werden. 

Dafür, dass die Voraussetzungen für die Kurbeitragspflicht grundsätzlich weiterhin an 
das Melderecht anknüpfen, spricht aber, dass damit grundsätzlich weiterhin die bishe-
rige Rechtsprechung zur Kurbeitragspflicht anwendbar ist und dies zur Rechtssicherheit 
beiträgt. Zudem wird mit der Anknüpfung an die alleinige bzw. Hauptwohnung ein Kri-
terium verwendet, das auch für den Laien nachvollziehbar und leicht feststellbar ist. 
Lediglich in den Fällen, in denen eine vorwiegend benutzte Wohnung im Ausland liegt, 
würde das Kurbeitragsrecht eine Neuerung erfahren. Das bisher gut funktionierende 
und eingespielte System würde damit nur geringfügig geändert. Dem Landesgesetzge-
ber steht es frei, grundsätzlich an das Melderecht anzuknüpfen und zugleich für be-
stimmte Fallgruppen hiervon abzuweichen. 

 

D) Kosten 

1. Staat 

Keine 

2. Kommunen 

Die kurbeitragserhebungsberechtigten Gemeinden erhalten zukünftig das Recht, 
von dem oben genannten Personenkreis einen Kurbeitrag zu erheben. Etwaige 
Vollzugskosten kann die Gemeinde im Rahmen ihrer Beitragskalkulation berück-
sichtigen. 

3. Wirtschaft sowie Bürgerinnen und Bürger 

Von der oben genannten Personengruppe kann zukünftig ein Kurbeitrag erhoben 
werden.  
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 

 

§ 1 

Art. 7 Abs. 2 Satz 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. April 1993 (GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-I), das zuletzt durch § 1 
Abs. 10 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst: 

„1Beitragspflichtig sind alle Personen, die sich in dem nach Abs. 1 anerkannten Gebiet 
zu Kur- oder Erholungszwecken aufhalten, ohne dort ihre alleinige oder Hauptwohnung 
im Sinn des Melderechts zu haben, oder die neben einer alleinigen oder Hauptwohnung 
im Sinn des Melderechts in diesem Gebiet eine vorwiegend benutzte Wohnung im Aus-
land haben, und denen die Möglichkeit zur Benutzung der Einrichtungen und zur Teil-
nahme an den Veranstaltungen geboten ist (Kurgäste).“ 

 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 

 

 

Begründung: 

Gemäß Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KAG sind alle Personen beitragspflichtig, die sich in dem 
nach Art. 7 Abs. 1 KAG anerkannten Gebiet zu Kur- oder Erholungszwecken aufhalten, 
ohne dort ihre Hauptwohnung im Sinne des Melderechts zu haben, und denen die Mög-
lichkeit zur Benutzung der Einrichtungen und zur Teilnahme an den Veranstaltungen 
geboten ist (Kurgäste). 

Hauptwohnung ist nach dem Melderecht grundsätzlich die Wohnung im Inland, die vor-
wiegend benutzt wird. Weitere Wohnungen im Inland sind Nebenwohnungen. Hat ein 
Einwohner nur eine Wohnung im Inland, so ist dies nach dem Melderecht seine alleinige 
Wohnung, die im Kurbeitragsrecht unter dem Gesichtspunkt der „Ortsfremdheit“ der 
Hauptwohnung gleichsteht, mit der Folge des Wegfalls der Kurbeitragspflicht auch in 
diesem Fall (so die gefestigte teleologische Auslegung des Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KAG in 
der Vollzugspraxis). 

Da im Melderecht nur Wohnungen im Inland Berücksichtigung finden, entfällt wegen 
der Anknüpfung des Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KAG an das Melderecht auch die Beitrags-
pflicht für Personen, die zwar eine Wohnung im Kurgebiet haben, deren vorwiegend 
benutzte Wohnung aber im Ausland liegt, soweit die Wohnung im Kurgebiet nach dem 
Melderecht die Hauptwohnung im Inland ist. 

Nach der Rechtsprechung des BayVGH wird der Kurbeitrag als Gegenleistung dafür 
erhoben, dass ortsfremden Besuchern eines Kurortes die Möglichkeit geboten wird, die 
in erster Linie für sie vorgehaltenen gemeindlichen Kur- oder Erholungseinrichtungen 
zu benutzen und an den angebotenen Veranstaltungen teilzunehmen (BayVGH, Urteil 
vom 22.06.2007 – 4 B 05.3239). 

So verhält es sich bei Personen, deren Wohnung im Kurgebiet zwar melderechtlich als 
alleinige oder Hauptwohnung gilt, die tatsächlich aber eine Wohnung im Ausland vor-
wiegend benutzen. Hier gilt die Wohnung im Kurgebiet nur deswegen als alleinige bzw. 
Hauptwohnung, weil nach dem Melderecht Wohnungen im Ausland bei der Ermittlung 
der alleinigen bzw. vorwiegend benutzten Wohnung nicht mitberücksichtigt werden. 
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Tatsächlich entspricht aber die Motivation und Interessenlage dieser Personengruppe 
beim Aufenthalt sowie die Art und Weise, wie diese Personengruppe ihren Aufenthalt 
gestaltet, der Motivation und Interessenlage sowie Art und Weise des Aufenthalts von 
„Ortsfremden“. Diese Personengruppe soll daher von der Kurbeitragspflicht erfasst wer-
den, damit die dem Art. 7 KAG zugrundeliegende Zielsetzung vollumfänglich zum Tra-
gen kommen kann. 

Um auch diese Personengruppe in die Kurbeitragspflicht mithineinzunehmen, wird 
Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KAG geändert: 

Zwar knüpfen die Voraussetzungen der Beitragspflicht weiterhin am Melderecht an. Zu-
sätzlich wird nun aber festgelegt, dass eine Kurbeitragspflicht auch entsteht, wenn die 
Person eine Wohnung im Ausland hat, die vorwiegend benutzt wird, und die nur deshalb 
nicht als Hauptwohnung gilt, weil das Melderecht lediglich die Wohnungen im Inland 
berücksichtigt (vgl. § 21 Abs. 1 und 2 des Bundesmeldegesetzes). Zugleich wird durch 
die Änderung des Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KAG klargestellt, dass Personen, die ihre allei-
nige Wohnung im Sinn des Melderechts im Kurgebiet haben, ohne eine vorwiegend 
benutzte Wohnung im Ausland zu haben, nicht kurbeitragspflichtig sind. 


